
René Schulz

»Lieber heute schon umfallen,
damit es morgen keiner mehr merkt«
Eine radikalp azifistische Kritik an der Linksfraktion
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ie Linksp artei im Bundestag: Manche Frie-
densb ewegte hab en sich Hoffnungen da-

rauf gemacht, ihr Standpunkt werde durch eine
starke linke Parlamentsfraktion gestärkt. Schließ-
lich hat die Linksp artei im Wahlkampf ein klares
»Nein« zu »Kriegseinsätzen in aller Welt« angekün-
digt. Eine erste B ilanz der Fraktionsarb eit aus anti-
militaristischer Sicht fällt genau so aus wie die Frak-
tionsarbeit selb st : zwie sp ältig .

Prost statt Protest

Am 2 6 . Oktob er zelebrierte die Bundeswehr ih-
ren Großen Zapfenstreich in B erlin . Die außen-
und verteidigungspolitischen Sprecher der Links-
fraktion, Wolfgang Gehrcke und Paul Schäfer, hat-
ten im Vorfeld verkündet, die Fraktion werde »die
verschiedenen Formen des Protestes gegen die ses
Militärritual unterstützen . « Und tatsächlich b efan-
den sich unter den 3 . 0 0 0 D emonstrantInnen auch
fünf Abgeordnete . Paul Schäfer war nicht darunter
− der war lieb er zum Bundestagsempfang geeilt,
wo ein Festakt zu Ehren von 5 0 Jahren Bundeswehr
stattfand , mit Politikern, Bundeswehrgenerälen
und Nato-Vertretern . Schäfer entwickelte dort kei-
neswegs die angekündigten »Formen des Prote s-
tes« , sondern pro stete der versammelten Kriegs-
treib erschar zu .

Schon zu die sem Zeitpunkt mu sste man sich fra-
gen, was die Fraktion b ewogen hab en mag, gerade
diesen Abgeordneten zum verteidigungspoliti-
schen Sprecher zu machen .

Soviel zur außerp arlamentarischen Tätigkeit.
Ähnlich ambivalent sieht e s bei den p arlamentari-
schen Initiativen aus . Auf der einen Seite greift die
Fraktion friedenspolitisch relevante Themen auf
und artikuliert Dinge , die im Bundestag sonst kaum
zu hören wären . D as gilt etwa für die Teilhabe der

Bundesregierung an Folter und die B ereitstellung
deutscher Flughäfen und de s Luftraums für die Fol-
terflüge der CIA; das gilt für den Bundeswehrein-
satz im Innern; das gilt für die Aktivitäten von
BND-Agenten in B agdad während des Golfkriege s .
In Pre sseerklärungen, Anfragen an die Bunde sre-
gierung, Entschließungsanträgen, Reden, im Ver-
teidigungs-, Außen- und Innenau sschuss werden
j etzt von PolitikerInnen B eiträge geliefert, die in
der Medienlandschaft nun einmal aufgrund ihre s
p arlamentarischen Status' mehr Gehör finden als
diej enigen von neb enb eruflichen o der ehrenamt-
lichen FriedensaktivistInnen . Außerdem lässt sich
b ei manchen Abgeordneten eine große Aufge-
schlo ssenheit gegenüb er der Friedensb ewegung
fe ststellen . Diese kann üb er einige Abgeordnete
selb st Themen lancieren o der zuminde st Anstöße
liefern − nur ein B eispiel : die Wehrungerechtigkeit
wird von der Fraktion thematisiert. Die Infrastruk-
tur der Bundestagsbüro s , der privilegierte Zugang
der Abgeordneten zu Informationen au s dem Mili-
tär- und sonstigen Repressionsapp arat, ihre p arla-
mentarischen wie medialen Interventionsmög-
lichkeiten − aus all dem zieht die Friedensbewe-
gung einigen Nutzen .

Vorsicht : Rohrkrepierer

Auf der anderen Seite muss die Friedensbewe-
gung aufp assen, dass sie sich nicht zu sehr auf die
Linksfraktion einlässt. Diese Ge schichte könnte
sehr rasch zum Rohrkrepierer werden . Nach ein
p aar Wo chen Parlamentstätigkeit ist unverkenn-
b ar, dass der im Wahlkampf so scheinb ar feste anti-
militaristische Standpunkt b ereits aufgeweicht ist.

D er erste p arlamentarische Schritt war ein Ent-
schließungsantrag vom 2 9 . Novemb er. D arin wur-
de gefordert, den Personalumfang der Bunde s-

In der Februar-Ausgabe der »ZivilCourage« ,
des Magazins für Pazifismus und Antimilita-
rismus der DFG-VK, erschien eine erste Bi-
lanz der seit Herbst im Bundestag vertrete-
nen Linksfraktion. Der Autor René Schulz
konstatiert einen starken realpolitischen Flü-
gel in der Fraktion, der »so früh wie möglich
seine Regierungsfähigkeit unter Beweis stel-

len und lästigen B allast über Bord werfen
will, wozu auch der Antimilitarismus gehört.«
Seine Kritik richtet sich dabei besonders an
Paul Schäfer, den verteidigungspolitischen
Sprecher der Linksfraktion.

Wir veröffentlichen den Beitrag von René
Schulz sowie die Replik von Paul Schäfer, die
wir für Forum Pazifismus erbeten hatten.

Debatte
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wehr auf 1 0 0 . 0 0 0 festzuschreib en, »Rüstungsex-
porte außerhalb de s Nato-Vertragsgebietes« zu ver-
bieten und »Kriegseinsätze der Bunde swehr« zu b e-
enden . Wozu braucht j emand 1 0 0 . 0 0 0 Bundes-
wehrsoldaten? Wieso sollen die NATO-Staaten wei-
terhin Rüstungsgüter erhalten, die sie b ekanntlich
an alle möglichen Staaten weiterverkaufen, wenn
sie sie nicht grade selb st zum Kriegführen brau-
chen? Wie so wurde nicht die einzig konsequente
Forderung nach Verb ot von Rüstungspro duktion
erhob en?

Am 5 . D ezemb er forderte die Fraktion in einem
Antrag, die Militärmission der EU in B o snien-Her-
zegowina durch eine Polizeimission abzulö sen, die
ebenfalls unter EU-Kommando laufen soll . B esser
ist das nicht : Die Ersetzung von Militär- durch Poli-
zeimissionen gehört zur Strategie der EU, schwerer
wiegt no ch , dass Polizeieinsätze im Unterschied zu
Bunde swehreinsätzen nicht vom Parlament b e-
schlo ssen und b eendet werden mü ssen . D er An-
trag lief also darauf hinau s, der Bunde sregierung
freie Hand für den Einsatz von Bundespolizei,
GS G 9 und anderen Polizeieinheiten zu geb en . Kri-
tik von Parteimitgliedern, es gebe no ch gar keine
innerp arteiliche B eschlu sslage zu Auslandseinsät-
zen der Polizei, verhallte ungehört.

Pro-Bundeswehr-Deb atte

Was genau meint die Fraktion eigentlich, wenn
sie von »Kriegseinsätzen« redet? Im Münsteraner
Parteitagsb eschlu ss war deutlicher von »Auslands-
einsätzen« die Rede . B etreibt die Fraktion j etzt das
gleiche rhetorische Spielchen wie die Bunde sre-
gierung und differenziert zwischen Kriegs- und an-
geblichen »Friedens-« o der »Stabilisierungseinsät-
zen« ?

D ass genau dieses Hintertürchen gemeint sein
könnte , zeigte sich b ei der Ab stimmung über den
Sudan-Einsatz am 1 6 . D ezemb er. Wenige Tage da-
vor ließ Paul Schäfer ein Papier in der Fraktion he-
rumgehen, in dem er in staatsmännischem Duktu s
Für und Wider des Einsatze s abwog . Eine Ableh-
nung durch die Fraktion erscheine »nicht plausib el
und nicht verantwortb ar« , grade so , als sei die Re-
gierung auf die Stimmen der Linksfraktion ange-
wiesen . Weiter: »Die Linke wird sich aber als kriti-
sche Oppo sition dazu po sitionieren müssen, dass
sich UN-Blauhelmmissionen unter b estimmten Vo-
raussetzungen als notwendig und unausweichlich
erweisen können . . . D as verlangt allerdings auch,
dass sich Die Linke mit der Frage b e schäftigt, wie
die Voraussetzungen für wirksame Blauhelmein-
sätze b e schaffen sein müssen . Und die Frage ist zu
klären, wie eine deutsche Unterstützung dieser
Einsätze aussehen könnte . . . Die Linke wird . . . nicht
umhin können, sich diesen Fragen zu stellen und
neu zu b eantworten . «

Hier mö chte j emand gerne mitregieren und tut
bereits in der Oppo sition so , als trage er Regie-

rungsverantwortung. Mit seinem Papier hat Schä-
fer ein Ja eingefordert. D ass er dann re al mit »nein«
gestimmt hat, dürfte zwei Motive haben : Ein takti-
sches , weil er sich nicht die Blöße gibt, brüsk gegen
geltende Parteib eschlüsse zu verstoßen . Und wohl
auch ein persönliches ; für »preußische« Disziplin
hat sich der M ann schon des Öfteren au sge spro-
chen, und das meint wohl auch Parteidisziplin .

Nun ist Schäfer nicht alleine mit die ser Haltung .
Andere b eteiligen sich an die ser Pro-Bundes-
wehr-D eb atte und führen schon mal ein Täu-
schungsmanöver durch . So wurde den Abgeordne-
ten von Angehörigen des Fraktionsvorstande s er-
zählt, e s gehe e s j a bloß um sieb en Soldaten . Eine
Desinformation: D as Mandat gilt für 2 0 0 . Wenn
derzeit nur sieb en tatsächlich benötigt werden, ist
das eine S ache . Eine andere ist, dass die Regierung
j ederzeit, und ohne noch einmal das Parlament zu
fragen, 1 9 3 weitere Soldaten entsenden kann . Au-
ßerdem, so hieß e s in der Fraktion, seien die Bun-
deswehrsoldaten im Sudan ausschließlich au s
Gründen des Selb stschutze s b ewaffnet − auch das
falsch: D as Mandat b erechtigt sie zur »Anwendung
von Gewalt zur Durchsetzung ihres Auftrags« . Ge-
scho ssen werden darf also , wenn j emand im Weg
steht, nicht erst, wenn e s ums eigene Leben geht. 1 4
von anwe senden 5 0 Linken enthielten sich bei der
Ab stimmung ihrer Stimme .

14 Enthaltungen zu viel!

Wenn sich der Abgeordnete B o do Ramelow per
Leserbrief in der »jungen Welt« vom 2 0 . D ezemb er
gegen Kritik an die sem Ab stimmungsverhalten
wehrt und erklärt, die 1 4 Enthaltungen b edeuteten
eine Ab sage an die militärische Logik, dann irrt er.
B ei einer Partei, die mit klarem Antimilitarismu s
antrat, sind 1 4 Enthaltungen eb en 14 Enthaltungen
zu viel, e s sind 1 4 Stimmen bzw. 2 8 Prozent der
Fraktion, die vom eindeutigen Antimilitarismu s
Ab stand nehmen und sich der militärischen Logik
annähern .

Die Pre sseerklärung von Paul Schäfer zum The-
ma »AWAC S-Einsatz bei der Fußb all-Weltmeister-
schaft« vom 6 . Janu ar weist eb enfalls in die se Rich-
tung . Erneut gibt Schäfer den Staatsmann und
denkt darüb er nach , unter welchen Umständen die
Bunde swehr im Inland eingesetzt werden solle ,
und zwar nicht nur in Form der AWACS , sondern
auch in Form von Jagdflugzeugen . D eren Einsatz
lehnt Schäfer keineswegs ab − er fordert nur, dass
dab ei die »Verhältnismäßigkeit der Mittel« gewahrt
werden solle . Auf so einen Kriegseinsatz hat die
Menschheit nun gerade no ch gewartet !

D as Problem darf natürlich nicht auf Paul Schä-
fer reduziert werden . E s geht um die Grundfrage ,
dass ein starker Flügel der Fraktion so früh wie
möglich seine Regierungsfähigkeit unter B eweis
stellen und lästigen B allast üb er B ord werfen will,
wozu auch der Antimilitarismus gehört. Lieb er
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ritik an der friedenspolitischen Arb eit der
Linksfraktion im Bunde stag? In Ordnung.

Polemik? Geschenkt. D o ch das eine o der andere in-
haltliche Argument zur Unterfütterung in einer sol-
chen Auseinandersetzung hätte man sich schon
von René Schulz gewünscht. Eine selb stgefällige
B estätigung der eigenen Standpunkte hilft der Frie-
densb ewegung nicht weiter.

Richtig ist natürlich, dass ich nicht üb erall dort
war, wo mich René Schulz gerne ge sehen hätte .
Ab er das ist kein Kriterium für glaubwürdige frie-
denspolitische Arb eit. Häufig war ich gerne dort,
wo er vielleicht nicht war, wie z . B . b eim Prote st ge-
gen den Großen Zapfenstreich in Köln am 2 1 .
Septemb er letzten Jahre s o der jüngst b ei der Mon-
tagskundgebung der Friedenskoordination vor
dem D enkmal des Unb ekannten D eserteurs in
Potsdam am 6 . M ärz .

Auch richtig – ab er auch genauso naiv − ist seine
B emerkung, dass sich eine B ewegung, also auch die
Friedensb ewegung, nicht zu sehr auf eine Partei
einlassen soll . Ein ge sundes M aß an Misstrauen ge-
genüb er einer Regierung o der Parteien ist immer
notwendig. Allerdings sollte man dafür nicht fal-
sche Kausalitäten b emühen .

Als ersten B eleg für seine Skep sis und als Indiz
für die vermeintliche Aufweichung » antimilitaristi-
scher Standpunkte« b emüht René Schulz als »ersten
p arlamentarischen Schritt« unseren Entschlie-
ßungsantrag zur Regierungserklärung von Frau

Merkel, in dem die Fraktion unter anderem forder-
te , die Wehrpflicht abzuschaffen, auf das B ombo-
drom in der Kyritz-Ruppiner Heide zu verzichten,
die Schnellen Eingreiftruppen der NATO , der EU
und der Bundeswehr aufzulö sen, die Kriegseinsät-
ze der Bundeswehr zu b eenden, die Bundeswehr
auf strukturelle Angriffsunfähigkeit umzub auen
und auf 1 0 0 . 0 0 0 Angehörige zu reduzieren .

Eine solche Reduzierung würde die Bunde s-
wehr um mehr als die Hälfte verkleinern und wäre
in Verbindung mit der ange strebten Umorientie-
rung (Verteidigungsauftrag, Nichtangriffsfähig-
keit) eine sehr einschneidende Abrüstungsmaß-
nahme . Nun kann man üb er den Sinn die ser Re-
formforderung j a trefflich innerhalb der Friedens-
b ewegung und auch mit anderen streiten – und ich
bin sehr wohl für Neuüb erlegungen offen – , nur da-
raus eine Verrats- und Umfallstory zu machen, wie
b ei René Schulz ge schehen, ist abwegig . D as Ge-
genteil ist der Fall, denn die ob en genannten Forde-
rungen standen allesamt im Wahlprogramm der
Linksp artei; dafür sind die Abgeordneten von über
4 Millionen Menschen gewählt worden !

Nowendige Differenzierung

Als ein weiteres Indiz für die Wankelmütigkeit
dient ihm die Verwendung der Formulierung »B e-
endigung der Kriegseinsätze« . Die Fraktion soll da-
mit auf dem be sten Weg sein − wie die Bunde sregie-

Paul Schäfer

Konsequent für Frieden und Abrüstung
Replik auf René Schulz' Kritik

heute schon umfallen, damit es morgen keiner
mehr merkt, lautet hier die D evise .

Funktionale Zwiesp ältigkeit
− bekannt von den Grünen

D as ist wiederum nicht nur ein Problem, das die
Friedensb ewegung mit einem Re alo-Flügel in der
Linksp artei hat (hier sollte mitb edacht werden,
dass es einen solchen Realo-Flügel auch in der Frie-
densb ewegung gibt !) . Die Ambivalenz, welche die
Fraktion aufweist, ist nicht einfach ein Kampf »gu-
ter« gegen »bö se« Abgeordnete . Diese Zwie sp ältig-
keit ist vielmehr funktional : So wird mehreren
WählerInnenschichten zugleich etwas geb oten .
Wir erinnern uns no ch gut daran, wie Christian
Ströb ele j ahrelang den »guten« , antimilitaristi-
schen Grünen gab und zugleich im Wahlkampf Sei-

te an Seite mit der Kriegstreib er-Mehrheit seiner
Partei stand . D e shalb gilt auch für die 3 6 Linksabge-
ordneten, die gegen den Sudan-Einsatz ge stimmt
haben : Solange sie sich einen verteidigungspoliti-
schen Sprecher leisten, der Kriegseinsätze nicht
ablehnt, sondern »gründliche Einzelfallprüfung« ,
nachzulesen in der »junge Welt« vom 2 1 . D ezemb er,
fordert und sie okay findet, wenn die »Verhältnis-
mäßigkeit der Mittel« gewahrt bleibt, solange mü s-
sen sie sich größtes Misstrauen seitens der Frie-
densb ewegung gefallen lassen . Vertrauen in die
Prinzipienfe stigkeit p arlamentsorientierter Arb eit
ist sowie so das Letzte , was AntimilitaristInnen ha-
b en sollten . Distanz zum Parteiwesen bleibt uner-
lässlich .

René Sch ulz arbeitet im Umfeld des DFG- VK-La n-

desverbandesBerlin-Brandenburg.


